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Das Verhältnis von Gesellschaft und Wissenschaft hat sich
in den letzten Jahrzehnten verändert. Das erkenntnisorien-

tierte und explanatorische Selbstverständnis der Wissenschaft
als Ort praxisferner Kontemplation, Experimentierkunst und
Theoriebildung, wie es dem Ideal der klassischen Physik ent-
sprach und von dort seinen Siegeszug antrat, ist heute nur noch
in Teilen der Wissenschaft anzutreffen.

Die gegenwärtigen Diskussionen um die gesellschaftliche
Funktion von Forschung werden von unterschiedlichen, teil-
weise auch widersprüchlichen Erwartungen geprägt. Forschung
soll nicht nur gesichertes Wissen für die Gesellschaft bereitstel-
len, sondern auch zur Lösung von gesellschaftlichen Problemen
durch die Produktion neuen Wissens beitragen. Die stärkere
Einbindung von Forschung in ihre gesellschaftlichen Kontexte
und die Forderung nach ihrem praktischen Nutzen sind Symp-
tome des Wandels von Forschung und bieten gleichzeitig den
Ausgangspunkt der wissenschaftlichen Reflexion über ihr Ver-
hältnis zur Gesellschaft. 

Auch die Debatte um das Entstehen der Wissensgesellschaft,
die die alte Industriegesellschaft ablösen soll, und der Streit um
neue Formen der Wissensproduktion, die den Übergang von ei-
ner wesentlich akademisch geprägten Wissenschaft, Mode 1 ge-
nannt, zu einer stärker gesellschaftlichen integrierten Wissen-
schaft, Mode 2 genannt, repräsentieren, sind Ausdruck des
Wandels von Forschung. 

Bedeutungswandel der Forschung

Der Wandel der gesellschaftlichen Funktion von Forschung
kündigt sich in einer Reihe von unterschiedlichen Entwicklun-
gen an. Heute wird wissenschaftliches Wissen in vielen gesell-
schaftlichen Bereichen von der Wirtschaft über die Politik bis
hin zur Erziehung erzeugt, die nicht unmittelbar in Beziehung
zum traditionellen Wissenschaftssystem stehen. Beispiele da-

für finden sich in Industrielaboren, staatlich geförderten und
anwendungsbezogenen Instituten oder auch außeruniversitä-
ren, privaten Forschungseinrichtungen. Darüber hinaus wer-
den nicht mehr nur disziplinär sozialisierte Wissenschaftler,
sondern auch die so genannten Abnehmer, der „Laie“ oder Auf-
traggeber, in die Erzeugung wissenschaftlichen Wissens mit
einbezogen.

Indem Forschung zunehmend in Wirtschaft, Politik und Kul-
tur nachgefragt wird und in diesen Systemen Leistungen über-
nimmt, gewinnt der Verwendungskontext wissenschaftlichen
Wissens an Bedeutung. Diese Entwicklung überschreitet die
wissenschaftstheoretische Position, die den Entdeckungszusam-
menhang (context of discovery) und den Rechtfertigungszusam-
menhang (context of justification) streng unterscheidet. Wenn
Entdeckungs- und Rechtfertigungskontext zusammenfallen,
dann ist auch Forschung nicht mehr allein in der Lage, das Wis-
sen und seine Verwendungsweisen (Expertisen) mithilfe seiner
eigenen Qualitätsstandards und Evaluationsmechanismen wie
beispielsweise Peer Review zu kontrollieren. Mit der Kontextu-
alisierung von Forschung verändert sich auch ihr Legitimations-
modus. Für die Glaubwürdigkeit wissenschaftlichen Wissens
wird nicht nur die „Objektivität“, sondern auch der praktische
Nutzen für seine Anwender in den unterschiedlichen Anwen-
dungsbereichen bedeutend. 

Durch die Erweiterung und Verschmelzung der Bewertungs-
kontexte kommt es zur Neubewertung wissenschaftlicher Funk-
tionsweisen und Leistungspotenziale, der zufolge auch Grund-
lagenforschung – gewollt oder ungewollt – gesellschaftlich
relevant sein soll und auf der reinen Wissensproblematik über-
geordnete Problemstellungen ausgerichtet werden kann. Die
Produktion wissenschaftlichen Wissens soll unmittelbar in die
wirtschaftlichen und politischen Entscheidungsprozesse inte-
griert werden. Damit wächst der Stellenwert der Wissenschaft
für die Ökonomie als Impuls für Innovationen sowie für die Po-
litik als Lieferant von Themen, Problemen und Entscheidungs-
wissen. Wissenschaft steigert damit die Handlungskapazität der
gesellschaftlichen Bereiche, indem sie nicht nur Erklärungen,
sondern auch Modelle zur Wirklichkeitsgestaltung und Ent-
scheidungsalternativen entwirft. 

Wissenschaft im 
politischen Entscheidungsprozess

Was aber  bedeutet diese Entwicklung für die Arrangements
der Wissenschaft?  Mit der Herausbildung einer „knowledge ba-
sed industry“ und dem Entstehen einer staatlich geförderten

Die Gesellschaft, insbesondere die Politik,
stellt neue Ansprüche an die Wissenschaft.
Obwohl sie nicht alle Erwartungen erfüllen
kann, hat die Wissenschaft als Berater der 
Politik auch ihre Berechtigung.  
Von Gotthard Bechmann

Neue Formen der Politikberatung

Entscheidungsbezogene Wissenschaft?
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Indem aber die Wissenschaft die neue Rolle übernommen
hat, sieht sie sich mit zwei Problemen konfrontiert, die das tra-
ditionelle Selbstverständnis der Wissenschaft, rational und wert-
frei zu sein, infrage stellen:
❚ Sie stößt in Anwendungsbereiche vor, in denen sogar diejeni-

gen Interdependenzen, die sich noch erfassen oder gar tech-
nisch erzeugen lassen, nicht mehr beherrschbar sind. Im
Unterschied zur „normal science“, wo sich die Wissenschaft
nur solche Fragen stellt, die sie mit ihren Mitteln beantwor-
ten kann, muss man heute erkennen, dass die Wissenschaft
an nachweisbare Grenzen ihrer Analyse- und Prognosefähig-
keit stößt. Die Grenzen der Wissenschaft zeigen sich be-
sonders deutlich auf dem Gebiet der Umweltforschung. In
neuartiger Weise entsteht gewusstes Nichtwissen.

❚ Mit der Integration in den politischen Regulierungsprozess
verliert die Wissenschaft ihre Unschuld, die sie durch die
Norm der Wertfreiheit so lange propagandistisch verteidigt
hat. Wertfreiheit bedeutet unter anderem auch Objektivität
der Erkenntnis. Was wissenschaftlich gewusst wird, ist bis
auf weiteres, das heißt bis zur Widerlegung, unbezweifelba-
res Wissen, das für alle gilt. Der Konsens der Wissenschafts-
gemeinde ist hier das Kriterium. Genau dies lässt sich in den
neuen Anwendungsbereichen nicht mehr aufrechterhalten.
Wissen, obwohl von Wissenschaftlern produziert, mit wis-
senschaftlichen Methoden erzeugt, stellt sich schnell als kon-
textgebunden, als unsystematisch gewonnen, als schnell re-
visionsbedürftig und vor allem als selektiv heraus. Mit
anderen Worten: Es ist umstritten.

Wissen und Politikberatung  

Die damit verbundenen Probleme aktualisieren sich gegen-
wärtig vor allem in der wissenschaftlichen Politikberatung, weil
hier wissenschaftliches Wissen in der sozialen Dimension als
Legitimationsressource für die Begründung wie auch als Infor-

und strategisch-programmatisch ausgerichteten gesellschaft-
lichen Vorsorgeforschung entstehen neue Wissensformen, die
sich zum einen in ihrer Organisationsweise nicht mehr der klas-
sischen Trias von Grundlagenforschung, angewandter For-
schung und Kommerzialisierung fügen. Zum anderen wird wis-
senschaftlich gewonnenes Erfahrungswissen durch sie in
kontrolliertes Entscheidungswissen transformiert.

Die Entstehung einer entscheidungsbezogenen Wissenschaft
kann man als Antwort des Wissenschaftssystems auf die neu-
en Anforderungen betrachten, die vonseiten der Gesellschaft an
die Wissenschaft gestellt werden.

Wissenschaft übernimmt damit die Aufgabe, politische Zie-
le zu erreichen und soziale Bedürfnisse zu befriedigen. Wissen-
schaftliche Analyse und Konstruktion praktischer Zusammen-
hänge (Vorsorge- und Risikoforschung), prognostischer
Leistungen sind dabei eingeschlossen, werden zunehmend für
politische und soziale Innovationen benötigt, nachdem sich das
Sekundärfolgesyndrom (nicht intendierte Folgen) zu einer un-
übersehbaren Größe ausgeweitet hat. 

Der politische Entscheidungsprozess stellt sich zunehmend
als ein Zusammenspiel von Wissenschaftlern, professionellen
Interessenvertretern, Verwaltungsfachleuten und Politikern dar.
Die letzte Entscheidungsmacht bleibt zwar immer noch dem
Politiker vorbehalten, der Wissenschaftler erlangt allerdings zu-
nehmend Definitionsmacht und Lösungskompetenz. Die gut
dreißig Jahre anhaltende gesellschaftliche Thematisierung der
ökologischen Problematik bedeutet für die Wissenschaft zwei-
erlei: Zum einen ergeben sich für sie neue Tätigkeitsfelder, die
interdisziplinäre Zusammenarbeit erfordern. Es werden neue
Themen kreiert und nicht zuletzt große Mengen von Förder-
mitteln erschlossen. Zum anderen steigt der Bedarf an wissen-
schaftlicher Beratungskapazität. Nicht nur die Politik, auch
Unternehmen und Verbände, sofern sie sich mit Umweltpoli-
tik und ökologischer Regulierung befassen, müssen auf wissen-
schaftlich erzeugtes Wissen zurückgreifen. 
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mationsressource zur Orientierung von Entscheidungen benö-
tigt wird. Wissenschaftliche Erklärungsangebote spielen im po-
litischen Kontext eine signifikante Rolle, da sie über eine heu-
ristische Funktion hinsichtlich des generellen Ausmaßes, der
Struktur und der wahrscheinlichen Richtung des globalen Wan-
dels verfügen. Sie bilden somit die kognitive Grundlage der öf-
fentlichen und politischen Kontroverse. Die Art und Weise, wie
Probleme wahrgenommen und gedeutet werden, strukturiert
auch das Terrain für Konflikte. Forschung erweist sich in ho-
hem Maße als politisch relevant, gerade weil sie sich als die In-
stanz etabliert hat, die Ursachen und Folgen von globalen Ver-
änderungen zurechnet, beispielsweise Gewinner und Verlierer
des Klimawandels identifiziert, Verantwortliche und Betroffe-
ne benennt sowie Ziele und Strategien der politischen Problem-
bewältigung aufzeigt. 

Für den Verlauf der politischen Kontroverse gewinnen Pro-
zesse der wissenschaftlichen Zurechnung eine herausragende
Bedeutung, da die Definition von Kausalrelationen und ent-
sprechenden Ursache-Wirkungsmechanismen auch die Vertei-
lung von Verantwortung und Ressourcen folgenreich verändert.
Im Fall Klimawandel wurde die wissenschaftliche Diskussion
in dem Moment politisch relevant, als Forschung begann, Ver-
änderungen in der natürlichen Umwelt auf menschliche Akti-
vitäten zurückzuführen. Dieser Wandel der Zurechnung er-
weist sich als politisch außerordentlich bedeutsam, da er die
Problematik des Klimawandels von einer naturgegebenen Ge-
fahr in ein entscheidungsabhängiges Risiko transformiert und
auf diese Weise einen politischen Handlungsraum konstituiert.

Zusätzliche Risiken

Zu diesen neuen Funktionen, die der Wissenschaft zum Teil
aufgedrängt, zum Teil von ihr freiwillig übernommen worden,
kommen auf dem Gebiet der Ökologie und der Technikfolgen
noch zusätzliche Risiken hinzu. Meist entstammen die Proble-
me, zu deren Lösung die Wissenschaft um Rat gefragt wird,
nicht ihrer eigenen theorie- oder empiriegesteuerten Erfahrung.
Sie sind weder im disziplinären Zusammenhang der Wissen-
schaft noch in dem aktuellen Forschungsstand verankert, son-
dern verdanken sich fremden Handlungsproblemen, auf die
das Wissen erst zugeschnitten werden muss 

Dies gilt auch dann, wenn das Thema, wie etwa der Klima-
wandel, erst durch die Wissenschaft „entdeckt“ und wesent-
lich mitgeformt wird. Auch in diesem Fall bleibt die Art der
Thematisierung nicht in der ausschließlichen Regie des wis-
senschaftlichen Diskurses. Gleichwohl nimmt die Bedeutung
der wissenschaftlichen Expertise zu, weil sie trotz aller Unsi-
cherheit der Wissensproduktion der einzige legitime Weg ist,
empirisch gestütztes Wissen zu erzeugen, das allgemein an-
erkannt ist und umgesetzt werden kann. Ihre Funktion für
die Politik liegt dann aber nicht mehr so sehr in der Verkün-
dung sicheren Wissens, sondern besteht, wenn man es poin-
tiert ausdrückt, in einem qualitativ hochwertigen Manage-
ment von Unsicherheit. Kern dieser Sichtweise ist die

Kommunikation über die Unsicherheit und Revidierbarkeit
der eigenen Wissensproduktion im Austausch mit Öffentlich-
keit und Politik.

Management von Unsicherheit

Der Begriff Management von Unsicherheit macht auf die
zeitliche Struktur des Wissens aufmerksam. Phänomene wie
Klimawandel, Grundwasserverschmutzung oder Verkarstung
sind zum einen Resultate von Handlungen, unter anderem
auch von wissenschaftlichem Handeln. Zum anderen hängen
sie in ihrer Erfahrbarkeit und Sichtbarkeit von den Beobach-
tungen und Modellierungen der Wissenschaft ab, so dass sie
als zeitlicher Bestandteil der Wissensstruktur analysierbar wer-
den. Globale Probleme existieren nicht einfach außerhalb die-
ses Zusammenhangs, sondern werden durch die Wissenschaft
definiert, organisiert und im öffentlichen Diskurs mediatisiert. 

Das, was wir über diese Phänomene wissen, hängt somit
auch von der Gestaltbarkeit und Organisationsweise der For-
schung ab, die wiederum auf externe Ressourcen und Unter-
stützung angewiesen ist. Dieser konstitutive Zusammenhang
von Wissen und Handeln mit einer im Prinzip unendlich zeit-
lichen Perspektive hat natürlich Rückwirkungen auf die Orga-
nisationsweise der Forschung, die im Rahmen der Politikbera-
tung relevant wird. Hier werden neue Formen der Wissens-
erzeugung und Wissensvermittlung gesucht.

Betrifft die Beobachtung über die sich herausbildenden An-
sätze eines Integrated Assessment die Seite der Forschungsor-
ganisation und hier insbesondere Fragen der Bündelung diszi-
plinübergreifenden Wissens, so zeigen sich auf den ge-
sellschaftlichen Problemfeldern, die durch hohe Unsicherheit
und einen starken Bedarf an (natur)wissenschaftlich-techni-
schen Wissen gekennzeichnet sind, eine weitere interessante
Entwicklung, die die kommunikativen Voraussetzungen der
Wissenschaft betont: die Herausbildung von Epistemic Com-
munities, zu Deutsch epistemischen Gemeinschaften. 

Epistemic Communities sind professionelle Wissensge-
meinschaften, die gleichermaßen Wissens- und Akteurssyste-
me sind. Sie bestehen aus hoch spezialisierten Experten, die
sich in genau definierten Problemfeldern auskennen und hohe
Kompetenz besitzen. Sie verfügen über ein Verständnis von
Kausalprozessen und die entsprechende Methodik, Wissen zu
erzeugen und in strategische Anweisungen zu überführen. Sie
werden von den politischen Entscheidungsträgern und der Ge-
sellschaft als Vermittler legitimen Wissens anerkannt. Ihre Auf-
gabe ist es, wissenschaftlich fundierte Deutungen und Kon-
struktionen zur Verfügung zu stellen, die in den Politikprozess
übersetzt und dort abgearbeitet werden können.

Argumente statt Konflikte 

Ihr Bezugssystem wird nicht von konfligierenden politi-
schen Interessen bestimmt, sondern durch wissenschaftlich ar-
gumentative Auffassungen von den zu verhandelnden Sachver-



halten. Die Einheit der Communities ist in der Gemeinsamkeit
von Problemdefinition, Kausalhypothese und normativen An-
nahmen über Handlungsbedarf und Handlungsoptionen be-
gründet. Sie besteht, in anderen Worten, im Konsens über ein
Set wissenschaftlicher und normativer Ideen, nicht unähnlich
einem wissenschaftlichen Paradigma im Sinne von Kuhn. Im
Beziehungsgeflecht der internationalen Politik treten solche
„networks of knowledge-based-experts“ im Zusammenhang der
Technologie- und Umweltpolitik auf.

Ihre Wissensbasis ist durch eine Summe von rein techni-
schen Informationen sowie durch Theorie und Interpretation be-
stimmt. Zusätzlich muss über das reine Faktenwissen hinaus
noch die Fähigkeit vorhanden sein, trotz Wissenslücken, Unsi-
cherheiten und Nichtwissen Konsens zu erzeugen. Erst in der
Form dieses „konsensualen Wissens“ findet das Expertenwissen
Eingang in die Politik und trägt dort zur Problemdefinition bei.
Epistemic Communities koppeln auf der institutionellen Ebene
Prozesse wissenschaftlicher Forschung an politische Programm-
formulierung. Damit werden Anschlüsse zwischen Politik und
Wissenschaft erzeugt, die es ermöglichen, in einem dauerhaften
kommunikativen Prozess jeweils Programmentwicklung (Han-
deln) und Forschung (Wissen) in einer dynamischen Zu-
sammensetzung auf Dauer zu stabilisieren.

Wissenschaftliche Beratung hat Bedeutung 

Seinen Wert als Beratung gewinnt dieses Vorgehen trotz-
dem durch die Versicherung, dass 
❚ alle zum Zeitpunkt der Veröffentlichung verfügbaren Infor-

mationen methodisch einwandfrei berücksichtigt werden und 
❚ sowohl alternative wissenschaftliche Ansätze als auch ande-

re nichtwissenschaftliche Thematisierungen der wissen-
schaftlichen Reflexion unterliegen. 
Damit macht sich die wissenschaftliche Politikberatung an-

schlussfähig zugleich für weitere wissenschaftliche Forschung

wie für die gesellschaftliche Kommunikation. In der Iteration zwi-
schen diesen beiden Referenzen liegt ihre Funktion bei der Ab-
arbeitung gesellschaftlicher Unsicherheit. Die beratende Funk-
tion bleibt dann trotz des Wahrheitsverlustes insofern in Kraft,
als es keine in ihrer Transparenz und Zurechenbarkeit verläss-
lichere Auskunft gibt. In dieser Art etwa kann man eine glaub-
würdige Funktion der wissenschaftlichen Politikberatung formu-
lieren, nachdem die Wahrheitsfiktion ihre Glaubwürdigkeit
verloren hat.
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